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Vorschriftensammlung  

für die Sicherheitswirtschaft

Die rechtlichen Grundlagen der Sicherheitswirtschaft finden 
sich in zahlreichen Normen des öffentlichen Rechts und des 
Zivilrechts. Die Textsammlung fasst die wichtigsten Regelun-
gen übersichtlich in einem Band zusammen. Sie wurden aus 
einschlägigen Gesetzen, Verordnungen, Bekanntmachungen 
und den Berufsgenossenschaftlichen Vorschriften zur Unfall-
verhütung (DGUV) entnommen. 

In die 14. Auflage wurden auszugsweise folgende Vorschriften  
neu aufgenommen:

 � das Gesetz zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen 
(GeschGehG),

 � die ASR A1.3 Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
kennzeichnung,

 � das Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG),

 � die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Waffen-
gesetz (WaffVwV) sowie zum Vollzug des § 34a der 
Gewerbeordnung und zur Bewachungsverordnung 
(BewachVwV).

Die Vorschriftensammlung ist ein Standardwerk für Praxis 
und Ausbildung der Sicherheitsfachkräfte, u.a. für die Fach-
kraft und die Servicekraft für Schutz und Sicherheit, die 
Geprüfte Schutz- und Sicherheitskraft, die Meisterin/den 
Meister für Schutz und Sicherheit sowie die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer an der Sachkundeprüfung im Bewachungs-
gewerbe und am Unterrichtungsverfahren nach § 34a GewO.
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Vorwort zur 14. Auflage

Die Wahrnehmung von Sicherheitsaufgaben durch Sicherheitsfachkräfte nimmt in 
ihrer Bedeutung weiter zu, die Aufgabenbereiche sind größer und vielfältiger gewor-
den. Die privaten Sicherheitskräfte leisten dabei einen wichtigen Beitrag zur Inneren 
Sicherheit.

Diese Textsammlung ist zum anerkannten Nachschlagewerk für die Aus- und Fort-
bildung und im täglichen Dienst der Sicherheitsfachkräfte geworden. Zielgruppen 
sind die Sicherheitskräfte, die sich auf die Sachkundeprüfung im Bewachungsge-
werbe vorbereiten, die Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Unterrichtungsverfahren 
nach § 34a GewO, die Auszubildenden, die als Fachkraft und Servicekraft für Schutz 
und Sicherheit in ihrem Ausbildungsberuf auf gute Rechtskenntnisse ebenso ange-
wiesen sind wie die Geprüfte Schutz- und Sicherheitskraft.

Auch in den Sicherheitsdiensten, den Sicherheitsabteilungen der Unternehmen 
und im Werkschutz ist die handliche Broschüre ein nützlicher Helfer. Sie ergänzt die 
BOORBERG-Fachliteratur „Private Sicherheit“.

Die Vorschriftensammlung, die die Gesetzestexte zum Teil in ausgewählten Auszü-
gen enthält, ist auf einen handlichen Umfang beschränkt. Die benötigten Vorschriften 
sind schnell auffindbar. Ein umfangreiches Sachregister erschließt die Inhalte der ein-
zelnen Vorschriften. Die Themenauswahl entspricht den Ausbildungsrahmenplänen 
der beruflichen Ausbildung und ist auch für das weiterführende Studium ein nütz-
liches Hilfsmittel.

Verschiedene Anregungen von Praktikern, Referenten, Mitgliedern der IHK-Prü-
fungskommissionen, Dozenten und Studierenden konnten für diese Auflage berück-
sichtigt werden.

Die 14. Auflage berücksichtigt Änderungen, die bis zum 18. Oktober 2021 verkündet 
wurden und bis zum 1. Januar 2022 in Kraft getreten sind.

Neu aufgenommen wurde in Auszügen das Gesetz zum Schutz von Geschäfts-
geheimnissen (GeschGehG), die ASR A1.3 Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
kennzeichnung, das Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) sowie die Allgemeinen Verwal-
tungsvorschriften zum Waffengesetz (WaffVwV) sowie zum Vollzug des § 34a der 
Gewerbeordnung und zur Bewachungsverordnung (BewachVwV).

Angepasst an die aktuellen Erfordernisse wurden die Auszüge des Bundesdaten-
schutzgesetzes (BDSG), der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) sowie der Ge-
werbeordnung (GewO).

Zusätzlichen Komfort beim Nachschlagen bieten die neuen Griffmarken am Sei-
tenrand.

Stuttgart, im Januar 2022� Der Verlag
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11.  Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland (GG)

vom 23. Mai 1949 (BGBl. S. 1), in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Gesetz vom 

29. September 2020 (BGBl. I S. 2048)

– Auszug –

Artikel 1

(Menschenwürde, Menschenrechte, Bindung der öffentlichen Gewalten  
an die Grundrechte)

(1)  Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist 
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 

(2)  Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerli-
chen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens 
und der Gerechtigkeit in der Welt. 

(3)  Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt 
und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. 

Artikel 2

(Handlungsfreiheit, Freiheit der Person)

(1)  Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er 
nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
oder das Sittengesetz verstößt. 

(2)  Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der 
Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegrif-
fen werden. 

Artikel 3

(Gleichheitssätze)

(1)  Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 

(2)  Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die 
Beseitigung bestehender Nachteile hin. 

(3)  Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, 
seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder 
politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen 
seiner Behinderung benachteiligt werden. 

Artikel 4

(Freiheit des Glaubens, des Gewissens und des Bekenntnisses, 
Kriegsdienstverweigerung)

(1)  Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und 
weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich. 
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1.  Grundgesetz – Art. 4–10

(2)  Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet. 

(3)  Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen 
werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. 

Artikel 5

(Freiheit der Meinungsäußerung, der Information, der Presse, der Kunst  
und Wissenschaft)

(1)  Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und 
zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrich-
ten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und 
Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt. 

(2)  Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Ge-
setze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der 
persönlichen Ehre. 

(3)  Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre 
entbindet nicht von der Treue zur Verfassung. 

Artikel 8

(Versammlungsfreiheit)

(1)  Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich 
und ohne Waffen zu versammeln. 

(2)  Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht durch Gesetz oder 
auf Grund eines Gesetzes beschränkt werden. 

Artikel 9

(Vereinigungsfreiheit, Koalitionsfreiheit)

(1)  Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu bilden. 

(2) Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgesetzen zuwider-
laufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den Gedanken 
der Völkerverständigung richten, sind verboten. 

(3)  Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedin-
gungen Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann und für alle Berufe gewährleistet. 
Abreden, die dieses Recht einschränken oder zu behindern suchen, sind nichtig, hier-
auf gerichtete Maßnahmen sind rechtswidrig. Maßnahmen nach den Artikeln 12 a, 35 
Abs. 2 und 3, Artikel 87 a Abs. 4 und Artikel 91 dürfen sich nicht gegen Arbeitskämpfe 
richten, die zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
von Vereinigungen im Sinne des Satzes 1 geführt werden. 

Artikel 10

(Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis)

(1)  Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unverletzlich. 

(2)  Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet werden. 
Dient die Beschränkung dem Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung oder des Bestandes oder der Sicherung des Bundes oder eines Landes, so kann 
das Gesetz bestimmen, daß sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird und daß an die 
Stelle des Rechtsweges die Nachprüfung durch von der Volksvertretung bestellte Or-
gane und Hilfsorgane tritt. 
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1

Art. 12, 13 – Grundgesetz  1.

Artikel 12

(Freiheit der Berufswahl und Berufsausübung)

(1)  Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei 
zu wählen. Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes 
geregelt werden. 

(2)  Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im Rah-
men einer herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen Dienstleistungs-
pflicht. 

(3)  Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung 
zulässig. 

Artikel 13

(Unverletzlichkeit der Wohnung)

(1)  Die Wohnung ist unverletzlich. 

(2)  Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzuge auch 
durch die in den Gesetzen vorgesehenen anderen Organe angeordnet und nur in der 
dort vorgeschriebenen Form durchgeführt werden. 

(3)  Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, daß jemand eine durch Gesetz 
einzeln bestimmte besonders schwere Straftat begangen hat, so dürfen zur Verfol-
gung der Tat auf Grund richterlicher Anordnung technische Mittel zur akustischen 
Überwachung von Wohnungen, in denen der Beschuldigte sich vermutlich aufhält, 
eingesetzt werden, wenn die Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise unver-
hältnismäßig erschwert oder aussichtslos wäre. Die Maßnahme ist zu befristen. Die 
Anordnung erfolgt durch einen mit drei Richtern besetzten Spruchkörper. Bei Gefahr 
im Verzuge kann sie auch durch einen einzelnen Richter getroffen werden. 

(4)  Zur Abwehr dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit, insbesondere 
einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr, dürfen technische Mittel zur Über-
wachung von Wohnungen nur auf Grund richterlicher Anordnung eingesetzt werden. 
Bei Gefahr im Verzuge kann die Maßnahme auch durch eine andere gesetzlich be-
stimmte Stelle angeordnet werden; eine richterliche Entscheidung ist unverzüglich 
nachzuholen. 

(5)  Sind technische Mittel ausschließlich zum Schutze der bei einem Einsatz in 
Wohnungen tätigen Personen vorgesehen, kann die Maßnahme durch eine gesetzlich 
bestimmte Stelle angeordnet werden. Eine anderweitige Verwertung der hierbei er-
langten Erkenntnisse ist nur zum Zwecke der Strafverfolgung oder der Gefahren-
abwehr und nur zulässig, wenn zuvor die Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich 
festgestellt ist; bei Gefahr im Verzuge ist die richterliche Entscheidung unverzüglich 
nachzuholen. 

(6)  Die Bundesregierung unterrichtet den Bundestag jährlich über den nach Ab-
satz 3 sowie über den im Zuständigkeitsbereich des Bundes nach Absatz 4 und, soweit 
richterlich überprüfungsbedürftig, nach Absatz 5 erfolgten Einsatz technischer Mit-
tel. Ein vom Bundestag gewähltes Gremium übt auf der Grundlage dieses Berichts die 
parlamentarische Kontrolle aus. Die Länder gewährleisten eine gleichwertige parla-
mentarische Kontrolle. 

(7)  Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen nur zur Abwehr einer gemei-
nen Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzelne Personen, auf Grund eines Gesetzes 
auch zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 
insbesondere zur Behebung der Raumnot, zur Bekämpfung von Seuchengefahr oder 
zum Schutze gefährdeter Jugendlicher vorgenommen werden. 
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1.  Grundgesetz – Art. 14–20

Artikel 14

(Eigentum und Erbrecht, Eigentumsbindung, Enteignung)

(1)  Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken 
werden durch die Gesetze bestimmt. 

(2)  Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemein-
heit dienen. 

(3)  Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur 
durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Ent-
schädigung regelt. Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen 
der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädi-
gung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen. 

Artikel 18

(Mißbrauch der Freiheit der Meinungsäußerung)

Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesondere die Pressefreiheit (Artikel 5 
Abs. 1), die Lehrfreiheit (Artikel 5 Abs. 3), die Versammlungsfreiheit (Artikel 8), die 
Vereinigungsfreiheit (Artikel 9), das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis (Arti-
kel 10), das Eigentum (Artikel 14) oder das Asylrecht (Artikel 16 a) zum Kampfe gegen 
die freiheitliche demokratische Grundordnung mißbraucht, verwirkt diese Grund-
rechte. Die Verwirkung und ihr Ausmaß werden durch das Bundesverfassungsgericht 
ausgesprochen. 

Artikel 19

(Grundrechtseinschränkungen, Garantie des Wesensgehalts der Grundrechte)

(1)  Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz oder auf Grund 
eines Gesetzes eingeschränkt werden kann, muß das Gesetz allgemein und nicht nur 
für den Einzelfall gelten. Außerdem muß das Gesetz das Grundrecht unter Angabe des 
Artikels nennen. 

(2)  In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet werden. 

(3)  Die Grundrechte gelten auch für inländische juristische Personen, soweit sie 
ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind. 

(4)  Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht 
ihm der Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zuständigkeit nicht begründet ist, ist der 
ordentliche Rechtsweg gegeben. Artikel 10 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt. 

Artikel 20

(Leitprinzipien der Verfassung, demokratisches Prinzip, Gewaltenunterscheidung, 
Vorrang der Verfassung und Vorrang des Gesetzes, Widerstandsrecht) 

(1)  Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundes-
staat. 

(2)  Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Ab-
stimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Ge-
walt und der Rechtsprechung ausgeübt. 

(3)  Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende Ge-
walt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden. 

(4)  Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deut-
schen das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist. 
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1

Art. 20a–79 – Grundgesetz  1.

Artikel 20 a

(Schutz künftiger Generationen durch den Staat)

Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natür-
lichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung 
durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollzie-
hende Gewalt und die Rechtsprechung. 

Artikel 30

(Allgemeine Regelung der Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern)

Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Auf-
gaben ist Sache der Länder, soweit dieses Grundgesetz keine andere Regelung trifft 
oder zuläßt. 

Artikel 35

(Rechts- und Amtshilfe, Hilfe bei Naturkatastrophen und Unglücksfällen)

(1)  Alle Behörden des Bundes und der Länder leisten sich gegenseitig Rechts- und 
Amtshilfe. 

(2)  Zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit oder 
Ordnung kann ein Land in Fällen von besonderer Bedeutung Kräfte und Einrich-
tungen des Bundesgrenzschutzes zur Unterstützung seiner Polizei anfordern, wenn 
die Polizei ohne diese Unterstützung eine Aufgabe nicht oder nur unter erheblichen 
Schwierigkeiten erfüllen könnte. Zur Hilfe bei einer Naturkatastrophe oder bei einem 
besonders schweren Unglücksfall kann ein Land Polizeikräfte anderer Länder, Kräf-
te und Einrichtungen anderer Verwaltungen sowie des Bundesgrenzschutzes und der 
Streitkräfte anfordern. 

(3)  Gefährdet die Naturkatastrophe oder der Unglücksfall das Gebiet mehr als 
eines Landes, so kann die Bundesregierung, soweit es zur wirksamen Bekämpfung 
erforderlich ist, den Landesregierungen die Weisung erteilen, Polizeikräfte anderen 
Ländern zur Verfügung zu stellen, sowie Einheiten des Bundesgrenzschutzes und der 
Streitkräfte zur Unterstützung der Polizeikräfte einsetzen. Maßnahmen der Bundes-
regierung nach Satz 1 sind jederzeit auf Verlangen des Bundesrates, im übrigen unver-
züglich nach Beseitigung der Gefahr aufzuheben. 

Artikel 79

(Änderung des Grundgesetzes, Bestandsklausel)

(1)  Das Grundgesetz kann nur durch ein Gesetz geändert werden, das den Wortlaut 
des Grundgesetzes ausdrücklich ändert oder ergänzt. Bei völkerrechtlichen Verträgen, 
die eine Friedensregelung, die Vorbereitung einer Friedensregelung oder den Abbau ei-
ner besatzungsrechtlichen Ordnung zum Gegenstand haben oder der Verteidigung der 
Bundesrepublik zu dienen bestimmt sind, genügt zur Klarstellung, daß die Bestim-
mungen des Grundgesetzes dem Abschluß und dem Inkraftsetzen der Verträge nicht 
entgegenstehen, eine Ergänzung des Wortlautes des Grundgesetzes, die sich auf diese 
Klarstellung beschränkt. 

(2)  Ein solches Gesetz bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des 
Bundestages und zwei Dritteln der Stimmen des Bundesrates. 

(3)  Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des Bundes 
in Länder, die grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung oder die 
in den Artikeln 1 und 20 niedergelegten Grundsätze berührt werden, ist unzulässig. 
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1.  Grundgesetz – Art. 83–104

Artikel 83

(Allgemeine Regelung des Vollzugs von Bundesgesetzen)

Die Länder führen die Bundesgesetze als eigene Angelegenheit aus, soweit dieses 
Grundgesetz nichts anderes bestimmt oder zuläßt.

Artikel 91

(Abwehr von Gefahren für den Bestand oder die freiheitliche demokratische 
Grundordnung des Bundes oder eines Landes, Bundesintervention)

(1)  Zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung des Bundes oder eines Landes kann ein Land Polizei-
kräfte anderer Länder sowie Kräfte und Einrichtungen anderer Verwaltungen und des 
Bundesgrenzschutzes anfordern. 

(2)  Ist das Land, in dem die Gefahr droht, nicht selbst zur Bekämpfung der Gefahr 
bereit oder in der Lage, so kann die Bundesregierung die Polizei in diesem Lande und 
die Polizeikräfte anderer Länder ihren Weisungen unterstellen sowie Einheiten des 
Bundesgrenzschutzes einsetzen. Die Anordnung ist nach Beseitigung der Gefahr, im 
übrigen jederzeit auf Verlangen des Bundesrates aufzuheben. Erstreckt sich die Ge-
fahr auf das Gebiet mehr als eines Landes, so kann die Bundesregierung, soweit es zur 
wirksamen Bekämpfung erforderlich ist, den Landesregierungen Weisungen erteilen; 
Satz 1 und Satz 2 bleiben unberührt. 

Artikel 92

(Organisation der rechtsprechenden Gewalt)

Die rechtsprechende Gewalt ist den Richtern anvertraut; sie wird durch das Bun-
desverfassungsgericht, durch die in diesem Grundgesetze vorgesehenen Bundesge-
richte und durch die Gerichte der Länder ausgeübt. 

Artikel 103

(Rechtliches Gehör, Verbot rückwirkender Strafgesetze und der Doppelbestrafung)

(1) Vor Gericht hat jedermann Anspruch auf rechtliches Gehör. 

(2)  Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt 
war, bevor die Tat begangen wurde. 

(3)  Niemand darf wegen derselben Tat auf Grund der allgemeinen Strafgesetze 
mehrmals bestraft werden. 

Artikel 104

(Rechtsgewährleistungen bei Freiheitsbeschränkungen und Freiheitsentziehungen)

(1)  Die Freiheit der Person kann nur auf Grund eines förmlichen Gesetzes und nur 
unter Beachtung der darin vorgeschriebenen Formen beschränkt werden. Festgehalte-
ne Personen dürfen weder seelisch noch körperlich mißhandelt werden. 

(2)  Über die Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentziehung hat nur der 
Richter zu entscheiden. Bei jeder nicht auf richterlicher Anordnung beruhenden Frei-
heitsentziehung ist unverzüglich eine richterliche Entscheidung herbeizuführen. Die 
Polizei darf aus eigener Machtvollkommenheit niemanden länger als bis zum Ende 
des Tages nach dem Ergreifen in eigenem Gewahrsam halten. Das Nähere ist gesetz-
lich zu regeln. 
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1

Art. 104 – Grundgesetz  1.

(3)  Jeder wegen des Verdachtes einer strafbaren Handlung vorläufig Festgenomme-
ne ist spätestens am Tage nach der Festnahme dem Richter vorzuführen, der ihm die 
Gründe der Festnahme mitzuteilen, ihn zu vernehmen und ihm Gelegenheit zu Ein-
wendungen zu geben hat. Der Richter hat unverzüglich entweder einen mit Gründen 
versehenen schriftlichen Haftbefehl zu erlassen oder die Freilassung anzuordnen. 

(4) Von jeder richterlichen Entscheidung über die Anordnung oder Fortdauer einer 
Freiheitsentziehung ist unverzüglich ein Angehöriger des Festgehaltenen oder eine 
Person seines Vertrauens zu benachrichtigen. 
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2

2.  Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, ber. S. 2909, ber. 

2003 I S. 738)*, zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3515)

– Auszug –

§ 90  Begriff der Sache

Sachen im Sinne des Gesetzes sind nur körperliche Gegenstände.

§ 90 a  Tiere

Tiere sind keine Sachen. Sie werden durch besondere Gesetze geschützt. Auf sie 
sind die für Sachen geltenden Vorschriften entsprechend anzuwenden, soweit nicht 
etwas anderes bestimmt ist. 

§ 194  Gegenstand der Verjährung

(1)  Das Recht, von einem anderen ein Tun oder Unterlassen zu verlangen (An-
spruch), unterliegt der Verjährung. 

(2)  Ansprüche aus einem familienrechtlichen Verhältnis unterliegen der Verjährung 
nicht, soweit sie auf die Herstellung des dem Verhältnis entsprechenden Zustands für 
die Zukunft oder auf die Einwilligung in eine genetische Untersuchung zur Klärung 
der leiblichen Abstammung gerichtet sind. 

*	 Amtliche Fußnote: Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien: 
1.	 Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der 

Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung 
und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen (ABl. EG Nr. L 39 S. 40), 

2.	 Richtlinie 77/187/EWG des Rates vom 14. Februar 1977 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Übergang von Unternehmen, 
Betrieben oder Betriebsteilen (ABl. EG Nr. L 61 S. 26), 

3.	 Richtlinie 85/577/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 betreffend den Verbraucherschutz im Falle von 
außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen (ABl. EG Nr. L 372 S. 31),   

4.	 Richtlinie 87/102/EWG des Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über den Verbraucherkredit (ABl. EG Nr. L 42 S. 48), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
98/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 1998 zur Änderung der Richtlinie 
87/102/EWG zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über den 
Verbraucherkredit (ABl. EG Nr. L 101 S. 17),   

5.	 Richtlinie 90/314/EWG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 1990 über Pauschalreisen 
(ABl. EG Nr. L 158 S. 59), 

6.	 Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen 
(ABl. EG Nr. L 95 S. 29), 

7.	 Richtlinie 94/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 1994 zum Schutz der 
Erwerber im Hinblick auf bestimmte Aspekte von Verträgen über den Erwerb von Teilzeitnutzungsrechten 
an Immobilien (ABl. EG Nr. L 280 S. 82), 

8.	 der Richtlinie 97/5/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Januar 1997 über 
grenzüberschreitende Überweisungen (ABl. EG Nr. L 43 S. 25), 

9.	 Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 über den 
Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz (ABl. EG Nr. L 144 S. 19), 

10.	 Artikel 3 bis 5 der Richtlinie 98/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Wirksamkeit 
von Abrechnungen in Zahlungs- und Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen vom 19. Mai 1998 (ABl. 
EG Nr. L 166 S. 45), 

11.	 Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Mai 1999 zu bestimmten 
Aspekten des Verbrauchsgüterkaufs und der Garantien für Verbrauchsgüter (ABl. EG Nr. L 171 S. 12), 

12.	 Artikel 10, 11 und 18 der Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere 
des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen 
Geschäftsverkehr“, ABl. EG Nr. L 178 S. 1). 

13.	 Richtlinie 2000/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. Juni 2000 zur Bekämpfung von 
Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr (ABl. EG Nr. L 2000, S. 35). 
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2.  BGB – §§ 226–242

§ 226  Schikaneverbot

Die Ausübung eines Rechts ist unzulässig, wenn sie nur den Zweck haben kann, 
einem anderen Schaden zuzufügen.

§ 227  Notwehr

(1)  Eine durch Notwehr gebotene Handlung ist nicht widerrechtlich. 

(2)  Notwehr ist diejenige Verteidigung, welche erforderlich ist, um einen gegenwär-
tigen rechtswidrigen Angriff von sich oder einem anderen abzuwenden. 

§ 228  Notstand

Wer eine fremde Sache beschädigt oder zerstört, um eine durch sie drohende Gefahr 
von sich oder einem anderen abzuwenden, handelt nicht widerrechtlich, wenn die Be-
schädigung oder die Zerstörung zur Abwendung der Gefahr erforderlich ist und der 
Schaden nicht außer Verhältnis zu der Gefahr steht. Hat der Handelnde die Gefahr 
verschuldet, so ist er zum Schadensersatz verpflichtet. 

§ 229  Selbsthilfe

Wer zum Zwecke der Selbsthilfe eine Sache wegnimmt, zerstört oder beschädigt 
oder wer zum Zwecke der Selbsthilfe einen Verpflichteten, welcher der Flucht ver-
dächtig ist, festnimmt oder den Widerstand des Verpflichteten gegen eine Handlung, 
die dieser zu dulden verpflichtet ist, beseitigt, handelt nicht widerrechtlich, wenn ob-
rigkeitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen ist und ohne sofortiges Eingreifen die 
Gefahr besteht, dass die Verwirklichung des Anspruchs vereitelt oder wesentlich er-
schwert werde. 

§ 230  Grenzen der Selbsthilfe

(1)  Die Selbsthilfe darf nicht weiter gehen, als zur Abwendung der Gefahr erfor-
derlich ist. 

(2)  Im Falle der Wegnahme von Sachen ist, sofern nicht Zwangsvollstreckung er-
wirkt wird, der dingliche Arrest zu beantragen. 

(3)  Im Falle der Festnahme des Verpflichteten ist, sofern er nicht wieder in Freiheit 
gesetzt wird, der persönliche Sicherheitsarrest bei dem Amtsgericht zu beantragen, in 
dessen Bezirk die Festnahme erfolgt ist; der Verpflichtete ist unverzüglich dem Gericht 
vorzuführen. 

(4) Wird der Arrestantrag verzögert oder abgelehnt, so hat die Rückgabe der wegge-
nommenen Sachen und die Freilassung des Festgenommenen unverzüglich zu erfolgen. 

§ 231  Irrtümliche Selbsthilfe

Wer eine der in § 229 bezeichneten Handlungen in der irrigen Annahme vornimmt, 
dass die für den Ausschluss der Widerrechtlichkeit erforderlichen Voraussetzungen 
vorhanden seien, ist dem anderen Teil zum Schadensersatz verpflichtet, auch wenn 
der Irrtum nicht auf Fahrlässigkeit beruht. 

§ 242  Leistung nach Treu und Glauben

Der Schuldner ist verpflichtet, die Leistung so zu bewirken, wie Treu und Glauben 
mit Rücksicht auf die Verkehrssitte es erfordern.
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§§ 276–618 – BGB  2.

§ 276 Verantwortlichkeit des Schuldners

(1)  Der Schuldner hat Vorsatz und Fahrlässigkeit zu vertreten, wenn eine strengere 
oder mildere Haftung weder bestimmt noch aus dem sonstigen Inhalt des Schuldver-
hältnisses, insbesondere aus der Übernahme einer Garantie oder eines Beschaffungs-
risikos, zu entnehmen ist. Die Vorschriften der §§ 827 und 828 finden entsprechende 
Anwendung. 

(2)  Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht lässt. 

(3)  Die Haftung wegen Vorsatzes kann dem Schuldner nicht im Voraus erlassen 
werden. 

§ 278 Verantwortlichkeit des Schuldners für Dritte

Der Schuldner hat ein Verschulden seines gesetzlichen Vertreters und der Personen, 
deren er sich zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfang zu ver-
treten wie eigenes Verschulden. Die Vorschrift des § 276 Abs. 3 findet keine Anwendung. 

§ 611 Vertragstypische Pflichten beim Dienstvertrag

(1)  Durch den Dienstvertrag wird derjenige, welcher Dienste zusagt, zur Leistung 
der versprochenen Dienste, der andere Teil zur Gewährung der vereinbarten Vergü-
tung verpflichtet. 

(2)  Gegenstand des Dienstvertrags können Dienste jeder Art sein. 

§ 611 a  Arbeitsvertrag

(1)  Durch den Arbeitsvertrag wird der Arbeitnehmer im Dienste eines anderen zur 
Leistung weisungsgebundener, fremdbestimmter Arbeit in persönlicher Abhängigkeit 
verpflichtet. Das Weisungsrecht kann Inhalt, Durchführung, Zeit und Ort der Tätigkeit 
betreffen. Weisungsgebunden ist, wer nicht im Wesentlichen frei seine Tätigkeit gestal-
ten und seine Arbeitszeit bestimmen kann. Der Grad der persönlichen Abhängigkeit 
hängt dabei auch von der Eigenart der jeweiligen Tätigkeit ab. Für die Feststellung, ob 
ein Arbeitsvertrag vorliegt, ist eine Gesamtbetrachtung aller Umstände vorzunehmen. 
Zeigt die tatsächliche Durchführung des Vertragsverhältnisses, dass es sich um ein 
Arbeitsverhältnis handelt, kommt es auf die Bezeichnung im Vertrag nicht an. 

(2)  Der Arbeitgeber ist zur Zahlung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 

§ 611 b  (weggefallen)

§ 618  Pflicht zu Schutzmaßnahmen

(1)  Der Dienstberechtigte hat Räume, Vorrichtungen oder Gerätschaften, die er zur 
Verrichtung der Dienste zu beschaffen hat, so einzurichten und zu unterhalten und 
Dienstleistungen, die unter seiner Anordnung oder seiner Leitung vorzunehmen sind, 
so zu regeln, dass der Verpflichtete gegen Gefahr für Leben und Gesundheit soweit 
geschützt ist, als die Natur der Dienstleistung es gestattet. 

(2)  Ist der Verpflichtete in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen, so hat der 
Dienstberechtigte in Ansehung des Wohn- und Schlafraums, der Verpflegung sowie 
der Arbeits- und Erholungszeit diejenigen Einrichtungen und Anordnungen zu tref-
fen, welche mit Rücksicht auf die Gesundheit, die Sittlichkeit und die Religion des 
Verpflichteten erforderlich sind. 

(3)  Erfüllt der Dienstberechtigte die ihm in Ansehung des Lebens und der Ge-
sundheit des Verpflichteten obliegenden Verpflichtungen nicht, so finden auf seine Ver-
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2.  BGB – §§ 618–831

pflichtung zum Schadensersatz die für unerlaubte Handlungen geltenden Vorschriften 
der §§ 842 bis 846 entsprechende Anwendung. 

§ 677  Pflichten des Geschäftsführers

Wer ein Geschäft für einen anderen besorgt, ohne von ihm beauftragt oder ihm ge-
genüber sonst dazu berechtigt zu sein, hat das Geschäft so zu führen, wie das Interesse 
des Geschäftsherrn mit Rücksicht auf dessen wirklichen oder mutmaßlichen Willen 
es erfordert. 

§ 823  Schadensersatzpflicht

(1)  Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Frei-
heit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist 
dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 

(2)  Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines 
anderen bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach dem Inhalt des Gesetzes ein Verstoß 
gegen dieses auch ohne Verschulden möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des 
Verschuldens ein. 

§ 828  Minderjährige

(1)  Wer nicht das siebente Lebensjahr vollendet hat, ist für einen Schaden, den er 
einem anderen zufügt, nicht verantwortlich. 

(2)  Wer das siebente, aber nicht das zehnte Lebensjahr vollendet hat, ist für den 
Schaden, den er bei einem Unfall mit einem Kraftfahrzeug, einer Schienenbahn oder 
einer Schwebebahn einem anderen zufügt, nicht verantwortlich. Dies gilt nicht, wenn 
er die Verletzung vorsätzlich herbeigeführt hat. 

(3)  Wer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist, sofern seine Verantwort-
lichkeit nicht nach Absatz 1 oder 2 ausgeschlossen ist, für den Schaden, den er einem 
anderen zufügt, nicht verantwortlich, wenn er bei der Begehung der schädigenden 
Handlung nicht die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einsicht hat. 

§ 830  Mittäter und Beteiligte

(1)  Haben mehrere durch eine gemeinschaftlich begangene unerlaubte Handlung 
einen Schaden verursacht, so ist jeder für den Schaden verantwortlich. Das Gleiche 
gilt, wenn sich nicht ermitteln lässt, wer von mehreren Beteiligten den Schaden durch 
seine Handlung verursacht hat. 

(2)  Anstifter und Gehilfen stehen Mittätern gleich. 

§ 831  Haftung für den Verrichtungsgehilfen

(1)  Wer einen anderen zu einer Verrichtung bestellt, ist zum Ersatz des Schadens 
verpflichtet, den der andere in Ausführung der Verrichtung einem Dritten widerrecht-
lich zufügt. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Geschäftsherr bei der Auswahl 
der bestellten Person und, sofern er Vorrichtungen oder Gerätschaften zu beschaffen 
oder die Ausführung der Verrichtung zu leiten hat, bei der Beschaffung oder der Lei-
tung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch 
bei Anwendung dieser Sorgfalt entstanden sein würde. 

(2)  Die gleiche Verantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher für den Geschäfts-
herrn die Besorgung eines der im Absatz 1 Satz 2 bezeichneten Geschäfte durch Ver-
trag übernimmt. 
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§§ 833–903 – BGB  2.

§ 833  Haftung des Tierhalters

Wird durch ein Tier ein Mensch getötet oder der Körper oder die Gesundheit eines 
Menschen verletzt oder eine Sache beschädigt, so ist derjenige, welcher das Tier hält, 
verpflichtet, dem Verletzten den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Die Ersatz-
pflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden durch ein Haustier verursacht wird, das dem 
Beruf, der Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalt des Tierhalters zu dienen bestimmt 
ist, und entweder der Tierhalter bei der Beaufsichtigung des Tieres die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet oder der Schaden auch bei Anwendung dieser Sorg-
falt entstanden sein würde. 

§ 854  Erwerb des Besitzes

(1)  Der Besitz einer Sache wird durch die Erlangung der tatsächlichen Gewalt über 
die Sache erworben. 

(2)  Die Einigung des bisherigen Besitzers und des Erwerbers genügt zum Erwerb, 
wenn der Erwerber in der Lage ist, die Gewalt über die Sache auszuüben. 

§ 855  Besitzdiener

Übt jemand die tatsächliche Gewalt über eine Sache für einen anderen in dessen 
Haushalt oder Erwerbsgeschäft oder in einem ähnlichen Verhältnis aus, vermöge des-
sen er den sich auf die Sache beziehenden Weisungen des anderen Folge zu leisten hat, 
so ist nur der andere Besitzer. 

§ 858 Verbotene Eigenmacht

(1)  Wer dem Besitzer ohne dessen Willen den Besitz entzieht oder ihn im Besitz 
stört, handelt, sofern nicht das Gesetz die Entziehung oder die Störung gestattet, wi-
derrechtlich (verbotene Eigenmacht). 

(2)  Der durch verbotene Eigenmacht erlangte Besitz ist fehlerhaft. Die Fehlerhaftig-
keit muss der Nachfolger im Besitz gegen sich gelten lassen, wenn er Erbe des Besitzers 
ist oder die Fehlerhaftigkeit des Besitzes seines Vorgängers bei dem Erwerb kennt. 

§ 859  Selbsthilfe des Besitzers

(1)  Der Besitzer darf sich verbotener Eigenmacht mit Gewalt erwehren. 

(2)  Wird eine bewegliche Sache dem Besitzer mittels verbotener Eigenmacht weg-
genommen, so darf er sie dem auf frischer Tat betroffenen oder verfolgten Täter mit 
Gewalt wieder abnehmen. 

(3)  Wird dem Besitzer eines Grundstücks der Besitz durch verbotene Eigenmacht 
entzogen, so darf er sofort nach der Entziehung sich des Besitzes durch Entsetzung des 
Täters wieder bemächtigen. 

(4)  Die gleichen Rechte stehen dem Besitzer gegen denjenigen zu, welcher nach 
§ 858 Abs. 2 die Fehlerhaftigkeit des Besitzes gegen sich gelten lassen muss. 

§ 860  Selbsthilfe des Besitzdieners

Zur Ausübung der dem Besitzer nach § 859 zustehenden Rechte ist auch derjenige 
befugt, welcher die tatsächliche Gewalt nach § 855 für den Besitzer ausübt. 

§ 903  Befugnisse des Eigentümers

Der Eigentümer einer Sache kann, soweit nicht das Gesetz oder Rechte Dritter ent-
gegenstehen, mit der Sache nach Belieben verfahren und andere von jeder Einwirkung 
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ausschließen. Der Eigentümer eines Tieres hat bei der Ausübung seiner Befugnisse die 
besonderen Vorschriften zum Schutz der Tiere zu beachten. 

§ 904  Notstand

Der Eigentümer einer Sache ist nicht berechtigt, die Einwirkung eines anderen auf 
die Sache zu verbieten, wenn die Einwirkung zur Abwendung einer gegenwärtigen 
Gefahr notwendig und der drohende Schaden gegenüber dem aus der Einwirkung 
dem Eigentümer entstehenden Schaden unverhältnismäßig groß ist. Der Eigentümer 
kann Ersatz des ihm entstehenden Schadens verlangen. 

§ 965  Anzeigepflicht des Finders

(1) Wer eine verlorene Sache findet und an sich nimmt, hat dem Verlierer oder dem Ei-
gentümer oder einem sonstigen Empfangsberechtigten unverzüglich Anzeige zu machen. 

(2)  Kennt der Finder die Empfangsberechtigten nicht oder ist ihm ihr Aufenthalt 
unbekannt, so hat er den Fund und die Umstände, welche für die Ermittlung der Emp-
fangsberechtigten erheblich sein können, unverzüglich der zuständigen Behörde an-
zuzeigen. Ist die Sache nicht mehr als zehn Euro wert, so bedarf es der Anzeige nicht. 

§ 966 Verwahrungspflicht

(1)  Der Finder ist zur Verwahrung der Sache verpflichtet. 

(2)  Ist der Verderb der Sache zu besorgen oder ist die Aufbewahrung mit unver-
hältnismäßigen Kosten verbunden, so hat der Finder die Sache öffentlich versteigern 
zu lassen. Vor der Versteigerung ist der zuständigen Behörde Anzeige zu machen. Der 
Erlös tritt an die Stelle der Sache. 

§ 967  Ablieferungspflicht

Der Finder ist berechtigt und auf Anordnung der zuständigen Behörde verpflichtet, 
die Sache oder den Versteigerungserlös an die zuständige Behörde abzuliefern. 

§ 978  Fund in öffentlicher Behörde oder Verkehrsanstalt

(1)  Wer eine Sache in den Geschäftsräumen oder den Beförderungsmitteln einer 
öffentlichen Behörde oder einer dem öffentlichen Verkehr dienenden Verkehrsanstalt 
findet und an sich nimmt, hat die Sache unverzüglich an die Behörde oder die Ver-
kehrsanstalt oder an einen ihrer Angestellten abzuliefern. Die Vorschriften der §§ 965 
bis 967 und 969 bis 977 finden keine Anwendung. 

(2)  Ist die Sache nicht weniger als 50 Euro wert, so kann der Finder von dem Emp-
fangsberechtigten einen Finderlohn verlangen. Der Finderlohn besteht in der Hälfte 
des Betrags, der sich bei Anwendung des § 971 Abs. 1 Satz 2, 3 ergeben würde. Der 
Anspruch ist ausgeschlossen, wenn der Finder Bediensteter der Behörde oder der 
Verkehrsanstalt ist oder der Finder die Ablieferungspflicht verletzt. Die für die An-
sprüche des Besitzers gegen den Eigentümer wegen Verwendungen geltende Vorschrift 
des § 1001 findet auf den Finderlohnanspruch entsprechende Anwendung. Besteht ein 
Anspruch auf Finderlohn, so hat die Behörde oder die Verkehrsanstalt dem Finder die 
Herausgabe der Sache an einen Empfangsberechtigten anzuzeigen. 

(3)  Fällt der Versteigerungserlös oder gefundenes Geld an den nach § 981 Abs. 1 
Berechtigten, so besteht ein Anspruch auf Finderlohn nach Absatz 2 Satz 1 bis 3 gegen 
diesen. Der Anspruch erlischt mit dem Ablauf von drei Jahren nach seiner Entstehung 
gegen den in Satz 1 bezeichneten Berechtigten. 
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3.  Betriebsverfassungsgesetz
in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. September 2001 (BGBl. I S. 2518),  

zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2959)

– Auszug –

§ 2  Stellung der Gewerkschaften und Vereinigungen der Arbeitgeber

(1)  Arbeitgeber und Betriebsrat arbeiten unter Beachtung der geltenden Tarifver-
träge vertrauensvoll und im Zusammenwirken mit den im Betrieb vertretenen Ge-
werkschaften und Arbeitgebervereinigungen zum Wohl der Arbeitnehmer und des 
Betriebs zusammen. 

(2)  Zur Wahrnehmung der in diesem Gesetz genannten Aufgaben und Befugnisse 
der im Betrieb vertretenen Gewerkschaften ist deren Beauftragten nach Unterrich-
tung des Arbeitgebers oder seines Vertreters Zugang zum Betrieb zu gewähren, soweit 
dem nicht unumgängliche Notwendigkeiten des Betriebsablaufs, zwingende Sicher-
heitsvorschriften oder der Schutz von Betriebsgeheimnissen entgegenstehen. 

(3)  Die Aufgaben der Gewerkschaften und der Vereinigungen der Arbeitgeber, ins-
besondere die Wahrnehmung der Interessen ihrer Mitglieder, werden durch dieses Ge-
setz nicht berührt. 

§ 74  Grundsätze für die Zusammenarbeit

(1)  Arbeitgeber und Betriebsrat sollen mindestens einmal im Monat zu einer Be-
sprechung zusammentreten. Sie haben über strittige Fragen mit dem ernsten Willen 
zur Einigung zu verhandeln und Vorschläge für die Beilegung von Meinungsverschie-
denheiten zu machen. 

(2)  Maßnahmen des Arbeitskampfes zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat sind 
unzulässig; Arbeitskämpfe tariffähiger Parteien werden hierdurch nicht berührt. Ar-
beitgeber und Betriebsrat haben Betätigungen zu unterlassen, durch die der Arbeits-
ablauf oder der Frieden des Betriebs beeinträchtigt werden. Sie haben jede parteipo-
litische Betätigung im Betrieb zu unterlassen; die Behandlung von Angelegenheiten 
tarifpolitischer, sozialpolitischer, umweltpolitischer und wirtschaftlicher Art, die den 
Betrieb oder seine Arbeitnehmer unmittelbar betreffen, wird hierdurch nicht berührt. 

(3)  Arbeitnehmer, die im Rahmen dieses Gesetzes Aufgaben übernehmen, werden 
hierdurch in der Betätigung für ihre Gewerkschaft auch im Betrieb nicht beschränkt. 

§ 75  Grundsätze für die Behandlung der Betriebsangehörigen

(1)  Arbeitgeber und Betriebsrat haben darüber zu wachen, dass alle im Betrieb 
tätigen Personen nach den Grundsätzen von Recht und Billigkeit behandelt werden, 
insbesondere, dass jede Benachteiligung von Personen aus Gründen ihrer Rasse oder 
wegen ihrer ethnischen Herkunft, ihrer Abstammung oder sonstigen Herkunft, ihrer 
Nationalität, ihrer Religion oder Weltanschauung, ihrer Behinderung, ihres Alters, ih-
rer politischen oder gewerkschaftlichen Betätigung oder Einstellung oder wegen ihres 
Geschlechts oder ihrer sexuellen Identität unterbleibt. 

(2)  Arbeitgeber und Betriebsrat haben die freie Entfaltung der Persönlichkeit der 
im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer zu schützen und zu fördern. Sie haben die 
Selbständigkeit und Eigeninitiative der Arbeitnehmer und Arbeitsgruppen zu fördern. 
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§ 77  Durchführung gemeinsamer Beschlüsse, Betriebsvereinbarungen

(1) Vereinbarungen zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber, auch soweit sie auf ei-
nem Spruch der Einigungsstelle beruhen, führt der Arbeitgeber durch, es sei denn, 
dass im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist. Der Betriebsrat darf nicht durch ein-
seitige Handlungen in die Leitung des Betriebs eingreifen. 

(2)  Betriebsvereinbarungen sind von Betriebsrat und Arbeitgeber gemeinsam zu 
beschließen und schriftlich niederzulegen. Sie sind von beiden Seiten zu unterzeich-
nen; dies gilt nicht, soweit Betriebsvereinbarungen auf einem Spruch der Einigungs-
stelle beruhen. Werden Betriebsvereinbarungen in elektronischer Form geschlossen, 
haben Arbeitgeber und Betriebsrat abweichend von § 126 a Absatz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs dasselbe Dokument elektronisch zu signieren. Der Arbeitgeber hat die 
Betriebsvereinbarungen an geeigneter Stelle im Betrieb auszulegen. 

(3)  Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die durch Tarifvertrag ge-
regelt sind oder üblicherweise geregelt werden, können nicht Gegenstand einer Be-
triebsvereinbarung sein. Dies gilt nicht, wenn ein Tarifvertrag den Abschluss ergän-
zender Betriebsvereinbarungen ausdrücklich zulässt. 

(4)  Betriebsvereinbarungen gelten unmittelbar und zwingend. Werden Arbeitneh-
mern durch die Betriebsvereinbarung Rechte eingeräumt, so ist ein Verzicht auf sie 
nur mit Zustimmung des Betriebsrats zulässig. Die Verwirkung dieser Rechte ist aus-
geschlossen. Ausschlussfristen für ihre Geltendmachung sind nur insoweit zulässig, 
als sie in einem Tarifvertrag oder einer Betriebsvereinbarung vereinbart werden; das-
selbe gilt für die Abkürzung der Verjährungsfristen. 

(5)  Betriebsvereinbarungen können, soweit nichts anderes vereinbart ist, mit einer 
Frist von drei Monaten gekündigt werden. 

(6)  Nach Ablauf einer Betriebsvereinbarung gelten ihre Regelungen in Angelegen-
heiten, in denen ein Spruch der Einigungsstelle die Einigung zwischen Arbeitgeber 
und Betriebsrat ersetzen kann, weiter, bis sie durch eine andere Abmachung ersetzt 
werden. 

§ 79a  Datenschutz

Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten hat der Betriebsrat die Vorschriften 
über den Datenschutz einzuhalten. Soweit der Betriebsrat zur Erfüllung der in sei-
ner Zuständigkeit liegenden Aufgaben personenbezogene Daten verarbeitet, ist der 
Arbeitgeber der für die Verarbeitung Verantwortliche im Sinne der datenschutzrecht-
lichen Vorschriften. Arbeitgeber und Betriebsrat unterstützen sich gegenseitig bei der 
Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften. Die oder der Datenschutzbeauf-
tragte ist gegenüber dem Arbeitgeber zur Verschwiegenheit verpflichtet über Informa-
tionen, die Rückschlüsse auf den Meinungsbildungsprozess des Betriebsrats zulassen. 
§ 6 Absatz 5 Satz 2, § 38 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes gelten auch im 
Hinblick auf das Verhältnis der oder des Datenschutzbeauftragten zum Arbeitgeber.

§ 81  Unterrichtungs- und Erörterungspflicht des Arbeitgebers

(1)  Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer über dessen Aufgabe und Verantwortung 
sowie über die Art seiner Tätigkeit und ihre Einordnung in den Arbeitsablauf des Be-
triebs zu unterrichten. Er hat den Arbeitnehmer vor Beginn der Beschäftigung über die 
Unfall- und Gesundheitsgefahren, denen dieser bei der Beschäftigung ausgesetzt ist, 
sowie über die Maßnahmen und Einrichtungen zur Abwendung dieser Gefahren und 
die nach § 10 Abs. 2 des Arbeitsschutzgesetzes getroffenen Maßnahmen zu belehren. 

(2)  Über Veränderungen in seinem Arbeitsbereich ist der Arbeitnehmer rechtzeitig 
zu unterrichten. Absatz 1 gilt entsprechend. 

vs_sicherheitswirtschaft_14.indb   24vs_sicherheitswirtschaft_14.indb   24 16.02.2022   08:53:5416.02.2022   08:53:54



25

3

§§ 82, 87 – BetrVG  3.

(3)  In Betrieben, in denen kein Betriebsrat besteht, hat der Arbeitgeber die Arbeit-
nehmer zu allen Maßnahmen zu hören, die Auswirkungen auf Sicherheit und Gesund-
heit der Arbeitnehmer haben können. 

(4)  Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer über die aufgrund einer Planung von 
technischen Anlagen, von Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufen oder der Arbeits-
plätze vorgesehenen Maßnahmen und ihre Auswirkungen auf seinen Arbeitsplatz, die 
Arbeitsumgebung sowie auf Inhalt und Art seiner Tätigkeit zu unterrichten. Sobald 
feststeht, dass sich die Tätigkeit des Arbeitnehmers ändern wird und seine beruflichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten zur Erfüllung seiner Aufgaben nicht ausreichen, hat der 
Arbeitgeber mit dem Arbeitnehmer zu erörtern, wie dessen berufliche Kenntnisse und 
Fähigkeiten im Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten den künftigen Anforderun-
gen angepasst werden können. Der Arbeitnehmer kann bei der Erörterung ein Mit-
glied des Betriebsrats hinzuziehen. 

§ 82  Anhörungs- und Erörterungsrecht des Arbeitnehmers

(1)  Der Arbeitnehmer hat das Recht, in betrieblichen Angelegenheiten, die seine 
Person betreffen, von den nach Maßgabe des organisatorischen Aufbaus des Betriebs 
hierfür zuständigen Personen gehört zu werden. Er ist berechtigt, zu Maßnahmen des 
Arbeitgebers, die ihn betreffen, Stellung zu nehmen sowie Vorschläge für die Gestal-
tung des Arbeitsplatzes und des Arbeitsablaufs zu machen. 

(2)  Der Arbeitnehmer kann verlangen, dass ihm die Berechnung und Zusammen-
setzung seines Arbeitsentgelts erläutert und dass mit ihm die Beurteilung seiner Lei-
stungen sowie die Möglichkeiten seiner beruflichen Entwicklung im Betrieb erörtert 
werden. Er kann ein Mitglied des Betriebsrats hinzuziehen. Das Mitglied des Betriebs-
rats hat über den Inhalt dieser Verhandlungen Stillschweigen zu bewahren, soweit es 
vom Arbeitnehmer im Einzelfall nicht von dieser Verpflichtung entbunden wird. 

§ 87  Mitbestimmungsrechte

(1)  Der Betriebsrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht be-
steht, in folgenden Angelegenheiten mitzubestimmen: 

1.	 Fragen der Ordnung des Betriebs und des Verhaltens der Arbeitnehmer im Betrieb;

2.	 Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit einschließlich der Pausen sowie Vertei-
lung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage; 

3.	 vorübergehende Verkürzung oder Verlängerung der betriebsüblichen Arbeitszeit;

4.	 Zeit, Ort und Art der Auszahlung der Arbeitsentgelte;

5.	 Aufstellung allgemeiner Urlaubsgrundsätze und des Urlaubsplans sowie die Festset-
zung der zeitlichen Lage des Urlaubs für einzelne Arbeitnehmer, wenn zwischen dem 
Arbeitgeber und den beteiligten Arbeitnehmern kein Einverständnis erzielt wird; 

6.	 Einführung und Anwendung von technischen Einrichtungen, die dazu bestimmt 
sind, das Verhalten oder die Leistung der Arbeitnehmer zu überwachen; 

7.	 Regelungen über die Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie 
über den Gesundheitsschutz im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften oder der 
Unfallverhütungsvorschriften; 

8.	 Form, Ausgestaltung und Verwaltung von Sozialeinrichtungen, deren Wirkungs-
bereich auf den Betrieb, das Unternehmen oder den Konzern beschränkt ist; 

9.	 Zuweisung und Kündigung von Wohnräumen, die den Arbeitnehmern mit Rück-
sicht auf das Bestehen eines Arbeitsverhältnisses vermietet werden, sowie die all-
gemeine Festlegung der Nutzungsbedingungen; 
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10.	 Fragen der betrieblichen Lohngestaltung, insbesondere die Aufstellung von Ent-
lohnungsgrundsätzen und die Einführung und Anwendung von neuen Entloh-
nungsmethoden sowie deren Änderung; 

11.	 Festsetzung der Akkord- und Prämiensätze und vergleichbarer leistungsbezoge-
ner Entgelte, einschließlich der Geldfaktoren;

12.	 Grundsätze über das betriebliche Vorschlagswesen;

13.	 Grundsätze über die Durchführung von Gruppenarbeit; Gruppenarbeit im Sinne 
dieser Vorschrift liegt vor, wenn im Rahmen des betrieblichen Arbeitsablaufs eine 
Gruppe von Arbeitnehmern eine ihr übertragene Gesamtaufgabe im Wesentlichen 
eigenverantwortlich erledigt; 

14.	 Ausgestaltung von mobiler Arbeit, die mittels Informations- und Kommunikati-
onstechnik erbracht wird.

(2)  Kommt eine Einigung über eine Angelegenheit nach Absatz 1 nicht zustande, so 
entscheidet die Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat. 

§ 89  Arbeits- und betrieblicher Umweltschutz

(1)  Der Betriebsrat hat sich dafür einzusetzen, dass die Vorschriften über den Ar-
beitsschutz und die Unfallverhütung im Betrieb sowie über den betrieblichen Um-
weltschutz durchgeführt werden. Er hat bei der Bekämpfung von Unfall- und Ge-
sundheitsgefahren die für den Arbeitsschutz zuständigen Behörden, die Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung und die sonstigen in Betracht kommenden Stellen 
durch Anregung, Beratung und Auskunft zu unterstützen. 

(2)  Der Arbeitgeber und die in Absatz 1 Satz 2 genannten Stellen sind verpflichtet, 
den Betriebsrat oder die von ihm bestimmten Mitglieder des Betriebsrats bei allen im 
Zusammenhang mit dem Arbeitsschutz oder der Unfallverhütung stehenden Besich-
tigungen und Fragen und bei Unfalluntersuchungen hinzuzuziehen. Der Arbeitgeber 
hat den Betriebsrat auch bei allen im Zusammenhang mit dem betrieblichen Umwelt-
schutz stehenden Besichtigungen und Fragen hinzuzuziehen und ihm unverzüglich die 
den Arbeitsschutz, die Unfallverhütung und den betrieblichen Umweltschutz betref-
fenden Auflagen und Anordnungen der zuständigen Stellen mitzuteilen. 

(3)  Als betrieblicher Umweltschutz im Sinne dieses Gesetzes sind alle personel-
len und organisatorischen Maßnahmen sowie alle die betrieblichen Bauten, Räume, 
technische Anlagen, Arbeitsverfahren, Arbeitsabläufe und Arbeitsplätze betreffenden 
Maßnahmen zu verstehen, die dem Umweltschutz dienen. 

(4)  An Besprechungen des Arbeitgebers mit den Sicherheitsbeauftragten im Rah-
men des § 22 Abs. 2 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch nehmen vom Betriebsrat 
beauftragte Betriebsratsmitglieder teil. 

(5)  Der Betriebsrat erhält vom Arbeitgeber die Niederschriften über Untersuchun-
gen, Besichtigungen und Besprechungen, zu denen er nach den Absätzen 2 und 4 hin-
zuzuziehen ist. 

(6)  Der Arbeitgeber hat dem Betriebsrat eine Durchschrift der nach § 193 Abs. 5 
des Siebten Buches Sozialgesetzbuch vom Betriebsrat zu unterschreibenden Unfall-
anzeige auszuhändigen. 

§ 95  Auswahlrichtlinien

(1)  Richtlinien über die personelle Auswahl bei Einstellungen, Versetzungen, Um-
gruppierungen und Kündigungen bedürfen der Zustimmung des Betriebsrats. Kommt 
eine Einigung über die Richtlinien oder ihren Inhalt nicht zustande, so entscheidet auf 
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Antrag des Arbeitgebers die Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt 
die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat. 

(2)  In Betrieben mit mehr als 500 Arbeitnehmern kann der Betriebsrat die Aufstel-
lung von Richtlinien über die bei Maßnahmen des Absatzes 1 Satz 1 zu beachtenden 
fachlichen und persönlichen Voraussetzungen und sozialen Gesichtspunkte verlangen. 
Kommt eine Einigung über die Richtlinien oder ihren Inhalt nicht zustande, so ent-
scheidet die Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwi-
schen Arbeitgeber und Betriebsrat. 

(2 a)  Die Absätze 1 und 2 finden auch dann Anwendung, wenn bei der Aufstellung der 
Richtlinien nach diesen Absätzen Künstliche Intelligenz zum Einsatz kommt. 

(3) Versetzung im Sinne dieses Gesetzes ist die Zuweisung eines anderen Arbeits-
bereichs, die voraussichtlich die Dauer von einem Monat überschreitet, oder die mit 
einer erheblichen Änderung der Umstände verbunden ist, unter denen die Arbeit zu 
leisten ist. Werden Arbeitnehmer nach der Eigenart ihres Arbeitsverhältnisses übli-
cherweise nicht ständig an einem bestimmten Arbeitsplatz beschäftigt, so gilt die Be-
stimmung des jeweiligen Arbeitsplatzes nicht als Versetzung. 

§ 99  Mitbestimmung bei personellen Einzelmaßnahmen

(1)  In Unternehmen mit in der Regel mehr als zwanzig wahlberechtigten Arbeit-
nehmern hat der Arbeitgeber den Betriebsrat vor jeder Einstellung, Eingruppierung, 
Umgruppierung und Versetzung zu unterrichten, ihm die erforderlichen Bewerbungs-
unterlagen vorzulegen und Auskunft über die Person der Beteiligten zu geben; er hat 
dem Betriebsrat unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen Auskunft über die Aus-
wirkungen der geplanten Maßnahme zu geben und die Zustimmung des Betriebsrats 
zu der geplanten Maßnahme einzuholen. Bei Einstellungen und Versetzungen hat der 
Arbeitgeber insbesondere den in Aussicht genommenen Arbeitsplatz und die vorge-
sehene Eingruppierung mitzuteilen. Die Mitglieder des Betriebsrats sind verpflichtet, 
über die ihnen im Rahmen der personellen Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 be-
kannt gewordenen persönlichen Verhältnisse und Angelegenheiten der Arbeitnehmer, 
die ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach einer vertraulichen Behandlung bedürfen, 
Stillschweigen zu bewahren; § 79 Abs. 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

(2)  Der Betriebsrat kann die Zustimmung verweigern, wenn 

1.	 die personelle Maßnahme gegen ein Gesetz, eine Verordnung, eine Unfallverhü-
tungsvorschrift oder gegen eine Bestimmung in einem Tarifvertrag oder in einer 
Betriebsvereinbarung oder gegen eine gerichtliche Entscheidung oder eine behörd-
liche Anordnung verstoßen würde, 

2.	 die personelle Maßnahme gegen eine Richtlinie nach § 95 verstoßen würde,

3.	 die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, dass infolge der personellen 
Maßnahme im Betrieb beschäftigte Arbeitnehmer gekündigt werden oder sonstige 
Nachteile erleiden, ohne dass dies aus betrieblichen oder persönlichen Gründen 
gerechtfertigt ist; als Nachteil gilt bei unbefristeter Einstellung auch die Nichtbe-
rücksichtigung eines gleich geeigneten befristet Beschäftigten, 

4.	 der betroffene Arbeitnehmer durch die personelle Maßnahme benachteiligt wird, 
ohne dass dies aus betrieblichen oder in der Person des Arbeitnehmers liegenden 
Gründen gerechtfertigt ist, 

5.	 eine nach § 93 erforderliche Ausschreibung im Betrieb unterblieben ist oder

6.	 die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, dass der für die personelle Maß-
nahme in Aussicht genommene Bewerber oder Arbeitnehmer den Betriebsfrieden 
durch gesetzwidriges Verhalten oder durch grobe Verletzung der in § 75 Abs. 1 ent-
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haltenen Grundsätze, insbesondere durch rassistische oder fremdenfeindliche Be-
tätigung, stören werde. 

(3) Verweigert der Betriebsrat seine Zustimmung, so hat er dies unter Angabe von 
Gründen innerhalb einer Woche nach Unterrichtung durch den Arbeitgeber diesem 
schriftlich mitzuteilen. Teilt der Betriebsrat dem Arbeitgeber die Verweigerung sei-
ner Zustimmung nicht innerhalb der Frist schriftlich mit, so gilt die Zustimmung als 
erteilt. 

(4) Verweigert der Betriebsrat seine Zustimmung, so kann der Arbeitgeber beim 
Arbeitsgericht beantragen, die Zustimmung zu ersetzen. 

§ 102  Mitbestimmung bei Kündigungen

(1)  Der Betriebsrat ist vor jeder Kündigung zu hören. Der Arbeitgeber hat ihm die 
Gründe für die Kündigung mitzuteilen. Eine ohne Anhörung des Betriebsrats ausge-
sprochene Kündigung ist unwirksam. 

(2)  Hat der Betriebsrat gegen eine ordentliche Kündigung Bedenken, so hat er diese 
unter Angabe der Gründe dem Arbeitgeber spätestens innerhalb einer Woche schrift-
lich mitzuteilen. Äußert er sich innerhalb dieser Frist nicht, gilt seine Zustimmung zur 
Kündigung als erteilt. Hat der Betriebsrat gegen eine außerordentliche Kündigung 
Bedenken, so hat er diese unter Angabe der Gründe dem Arbeitgeber unverzüglich, 
spätestens jedoch innerhalb von drei Tagen, schriftlich mitzuteilen. Der Betriebsrat 
soll, soweit dies erforderlich erscheint, vor seiner Stellungnahme den betroffenen Ar-
beitnehmer hören. § 99 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3)  Der Betriebsrat kann innerhalb der Frist des Absatzes 2 Satz 1 der ordentlichen 
Kündigung widersprechen, wenn 

1.	 der Arbeitgeber bei der Auswahl des zu kündigenden Arbeitnehmers soziale Ge-
sichtspunkte nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt hat, 

2.	 die Kündigung gegen eine Richtlinie nach § 95 verstößt,

3.	 der zu kündigende Arbeitnehmer an einem anderen Arbeitsplatz im selben Betrieb 
oder in einem anderen Betrieb des Unternehmens weiterbeschäftigt werden kann, 

4.	 die Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers nach zumutbaren Umschulungs- oder 
Fortbildungsmaßnahmen möglich ist oder

5.	 eine Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers unter geänderten Vertragsbedingun-
gen möglich ist und der Arbeitnehmer sein Einverständnis hiermit erklärt hat. 

(4)  Kündigt der Arbeitgeber, obwohl der Betriebsrat nach Absatz 3 der Kündigung 
widersprochen hat, so hat er dem Arbeitnehmer mit der Kündigung eine Abschrift der 
Stellungnahme des Betriebsrats zuzuleiten. 

(5)  Hat der Betriebsrat einer ordentlichen Kündigung frist- und ordnungsgemäß 
widersprochen und hat der Arbeitnehmer nach dem Kündigungsschutzgesetz Kla-
ge auf Feststellung erhoben, dass das Arbeitsverhältnis durch die Kündigung nicht 
aufgelöst ist, so muss der Arbeitgeber auf Verlangen des Arbeitnehmers diesen nach 
Ablauf der Kündigungsfrist bis zum rechtskräftigen Abschluss des Rechtsstreits bei 
unveränderten Arbeitsbedingungen weiterbeschäftigen. Auf Antrag des Arbeitgebers 
kann das Gericht ihn durch einstweilige Verfügung von der Verpflichtung zur Weiter-
beschäftigung nach Satz 1 entbinden, wenn 

1.	 die Klage des Arbeitnehmers keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet oder 
mutwillig erscheint oder

2.	 die Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers zu einer unzumutbaren wirtschaftli-
chen Belastung des Arbeitgebers führen würde oder 

3.	 der Widerspruch des Betriebsrats offensichtlich unbegründet war.
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(6)  Arbeitgeber und Betriebsrat können vereinbaren, dass Kündigungen der Zu-
stimmung des Betriebsrats bedürfen und dass bei Meinungsverschiedenheiten über 
die Berechtigung der Nichterteilung der Zustimmung die Einigungsstelle entscheidet. 

(7)  Die Vorschriften über die Beteiligung des Betriebsrats nach dem Kündigungs-
schutzgesetz bleiben unberührt. 

§ 104  Entfernung betriebsstörender Arbeitnehmer

Hat ein Arbeitnehmer durch gesetzwidriges Verhalten oder durch grobe Verletzung 
der in § 75 Abs. 1 enthaltenen Grundsätze, insbesondere durch rassistische oder frem-
denfeindliche Betätigungen, den Betriebsfrieden wiederholt ernstlich gestört, so kann 
der Betriebsrat vom Arbeitgeber die Entlassung oder Versetzung verlangen. Gibt das 
Arbeitsgericht einem Antrag des Betriebsrats statt, dem Arbeitgeber aufzugeben, die 
Entlassung oder Versetzung durchzuführen, und führt der Arbeitgeber die Entlas-
sung oder Versetzung einer rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung zuwider nicht 
durch, so ist auf Antrag des Betriebsrats vom Arbeitsgericht zu erkennen, dass er zur 
Vornahme der Entlassung oder Versetzung durch Zwangsgeld anzuhalten sei. Das 
Höchstmaß des Zwangsgeldes beträgt für jeden Tag der Zuwiderhandlung 250 Euro. 
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4.  Strafgesetzbuch (StGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 8. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4650)

– Auszug –

Allgemeiner Teil

§ 1  Keine Strafe ohne Gesetz

Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war, 
bevor die Tat begangen wurde.

§ 11  Personen- und Sachbegriffe

(1)  Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1.	 Angehöriger: 
wer zu den folgenden Personen gehört: 

a)	 Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, der Ehegatte, der Lebenspartner, 
der Verlobte, Geschwister, Ehegatten oder Lebenspartner der Geschwister, Ge-
schwister der Ehegatten oder Lebenspartner, und zwar auch dann, wenn die Ehe 
oder die Lebenspartnerschaft, welche die Beziehung begründet hat, nicht mehr 
besteht oder wenn die Verwandtschaft oder Schwägerschaft erloschen ist, 

b)	 Pflegeeltern und Pflegekinder;

2.	 Amtsträger: 
wer nach deutschem Recht 

a)	 Beamter oder Richter ist,

b)	 einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis steht oder

c)	 sonst dazu bestellt ist, bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle oder 
in deren Auftrag Aufgaben der öffentlichen Verwaltung unbeschadet der zur 
Aufgabenerfüllung gewählten Organisationsform wahrzunehmen; 

2 a.	Europäischer Amtsträger:

	 wer 

a)	 Mitglied der Europäischen Kommission, der Europäischen Zentralbank, des 
Rechnungshofs oder eines Gerichts der Europäischen Union ist, 

b)	 Beamter oder sonstiger Bediensteter der Europäischen Union oder einer auf 
der Grundlage des Rechts der Europäischen Union geschaffenen Einrichtung 
ist oder 

c)	 mit der Wahrnehmung von Aufgaben der Europäischen Union oder von Aufga-
ben einer auf der Grundlage des Rechts der Europäischen Union geschaffenen 
Einrichtung beauftragt ist; 

3.	 Richter: 
wer nach deutschem Recht Berufsrichter oder ehrenamtlicher Richter ist; 

4.	 für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter: 
wer, ohne Amtsträger zu sein, 

a)	 bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahrnimmt, oder
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b)	 bei einem Verband oder sonstigen Zusammenschluß, Betrieb oder Unterneh-
men, die für eine Behörde oder für eine sonstige Stelle Aufgaben der öffentli-
chen Verwaltung ausführen, 

beschäftigt oder für sie tätig und auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Oblie-
genheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet ist; 

5.	 rechtswidrige Tat: 
nur eine solche, die den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklicht; 

6.	 Unternehmen einer Tat: 
deren Versuch und deren Vollendung; 

7.	 Behörde: 
auch ein Gericht; 

8.	 Maßnahme: 
jede Maßregel der Besserung und Sicherung, die Einziehung und die Unbrauch-
barmachung; 

9.	 Entgelt: 
jede in einem Vermögensvorteil bestehende Gegenleistung. 

(2) Vorsätzlich im Sinne dieses Gesetzes ist eine Tat auch dann, wenn sie einen ge-
setzlichen Tatbestand verwirklicht, der hinsichtlich der Handlung Vorsatz voraussetzt, 
hinsichtlich einer dadurch verursachten besonderen Folge jedoch Fahrlässigkeit aus-
reichen läßt. 

(3)  Inhalte im Sinne der Vorschriften, die auf diesen Absatz verweisen, sind solche, 
die in Schriften, auf Ton- oder Bildträgern, in Datenspeichern, Abbildungen oder an-
deren Verkörperungen enthalten sind oder auch unabhängig von einer Speicherung 
mittels Informations- oder Kommunikationstechnik übertragen werden. 

§ 12 Verbrechen und Vergehen

(1) Verbrechen sind rechtswidrige Taten, die im Mindestmaß mit Freiheitsstrafe von 
einem Jahr oder darüber bedroht sind. 

(2) Vergehen sind rechtswidrige Taten, die im Mindestmaß mit einer geringeren 
Freiheitsstrafe oder die mit Geldstrafe bedroht sind. 

(3)  Schärfungen oder Milderungen, die nach den Vorschriften des Allgemeinen Teils 
oder für besonders schwere oder minder schwere Fälle vorgesehen sind, bleiben für 
die Einteilung außer Betracht. 

§ 13  Begehen durch Unterlassen

(1)  Wer es unterläßt, einen Erfolg abzuwenden, der zum Tatbestand eines Strafge-
setzes gehört, ist nach diesem Gesetz nur dann strafbar, wenn er rechtlich dafür einzu-
stehen hat, daß der Erfolg nicht eintritt, und wenn das Unterlassen der Verwirklichung 
des gesetzlichen Tatbestandes durch ein Tun entspricht. 

(2)  Die Strafe kann nach § 49 Abs. 1 gemildert werden. 

§ 14  Handeln für einen anderen

(1)  Handelt jemand 

1.	 als vertretungsberechtigtes Organ einer juristischen Person oder als Mitglied eines 
solchen Organs,

2.	 als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer rechtsfähigen Personengesell-
schaft oder

3.	 als gesetzlicher Vertreter eines anderen,
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so ist ein Gesetz, nach dem besondere persönliche Eigenschaften, Verhältnisse oder 
Umstände (besondere persönliche Merkmale) die Strafbarkeit begründen, auch auf 
den Vertreter anzuwenden, wenn diese Merkmale zwar nicht bei ihm, aber bei dem 
Vertretenen vorliegen. 

(2)  Ist jemand von dem Inhaber eines Betriebs oder einem sonst dazu Befugten 

1.	 beauftragt, den Betrieb ganz oder zum Teil zu leiten, oder

2.	 ausdrücklich beauftragt, in eigener Verantwortung Aufgaben wahrzunehmen, die 
dem Inhaber des Betriebs obliegen,

und handelt er auf Grund dieses Auftrags, so ist ein Gesetz, nach dem besondere per-
sönliche Merkmale die Strafbarkeit begründen, auch auf den Beauftragten anzuwen-
den, wenn diese Merkmale zwar nicht bei ihm, aber bei dem Inhaber des Betriebs 
vorliegen. Dem Betrieb im Sinne des Satzes 1 steht das Unternehmen gleich. Handelt 
jemand auf Grund eines entsprechenden Auftrags für eine Stelle, die Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, so ist Satz 1 sinngemäß anzuwenden. 

(3)  Die Absätze 1 und 2 sind auch dann anzuwenden, wenn die Rechtshandlung, wel-
che die Vertretungsbefugnis oder das Auftragsverhältnis begründen sollte, unwirksam ist. 

§ 15 Vorsätzliches und fahrlässiges Handeln

Strafbar ist nur vorsätzliches Handeln, wenn nicht das Gesetz fahrlässiges Handeln 
ausdrücklich mit Strafe bedroht.

§ 19  Schuldunfähigkeit des Kindes

Schuldunfähig ist, wer bei Begehung der Tat noch nicht vierzehn Jahre alt ist.

§ 20  Schuldunfähigkeit wegen seelischer Störungen

Ohne Schuld handelt, wer bei Begehung der Tat wegen einer krankhaften seeli-
schen Störung, wegen einer tiefgreifenden Bewußtseinsstörung oder wegen einer In-
telligenzminderung oder einer schweren anderen seelischen Störung unfähig ist, das 
Unrecht der Tat einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln. 

§ 22  Begriffsbestimmung

Eine Straftat versucht, wer nach seiner Vorstellung von der Tat zur Verwirklichung 
des Tatbestandes unmittelbar ansetzt.

§ 23  Strafbarkeit des Versuchs

(1)  Der Versuch eines Verbrechens ist stets strafbar, der Versuch eines Vergehens nur 
dann, wenn das Gesetz es ausdrücklich bestimmt. 

(2)  Der Versuch kann milder bestraft werden als die vollendete Tat (§ 49 Abs. 1). 

(3)  Hat der Täter aus grobem Unverstand verkannt, daß der Versuch nach der Art 
des Gegenstandes, an dem, oder des Mittels, mit dem die Tat begangen werden sollte, 
überhaupt nicht zur Vollendung führen konnte, so kann das Gericht von Strafe abse-
hen oder die Strafe nach seinem Ermessen mildern (§ 49 Abs. 2). 

§ 25  Täterschaft

(1)  Als Täter wird bestraft, wer die Straftat selbst oder durch einen anderen begeht. 

(2)  Begehen mehrere die Straftat gemeinschaftlich, so wird jeder als Täter bestraft 
(Mittäter). 
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§ 26  Anstiftung

Als Anstifter wird gleich einem Täter bestraft, wer vorsätzlich einen anderen zu 
dessen vorsätzlich begangener rechtswidriger Tat bestimmt hat. 

§ 27  Beihilfe

(1)  Als Gehilfe wird bestraft, wer vorsätzlich einem anderen zu dessen vorsätzlich 
begangener rechtswidriger Tat Hilfe geleistet hat. 

(2)  Die Strafe für den Gehilfen richtet sich nach der Strafdrohung für den Täter. 
Sie ist nach § 49 Abs. 1 zu mildern. 

§ 32  Notwehr

(1)  Wer eine Tat begeht, die durch Notwehr geboten ist, handelt nicht rechtswidrig. 

(2)  Notwehr ist die Verteidigung, die erforderlich ist, um einen gegenwärtigen 
rechtswidrigen Angriff von sich oder einem anderen abzuwenden. 

§ 33  Überschreitung der Notwehr

Überschreitet der Täter die Grenzen der Notwehr aus Verwirrung, Furcht oder 
Schrecken, so wird er nicht bestraft.

§ 34  Rechtfertigender Notstand

Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben, Leib, 
Freiheit, Ehre, Eigentum oder ein anderes Rechtsgut eine Tat begeht, um die Gefahr 
von sich oder einem anderen abzuwenden, handelt nicht rechtswidrig, wenn bei Ab-
wägung der widerstreitenden Interessen, namentlich der betroffenen Rechtsgüter und 
des Grades der ihnen drohenden Gefahren, das geschützte Interesse das beeinträch-
tigte wesentlich überwiegt. Dies gilt jedoch nur, soweit die Tat ein angemessenes Mit-
tel ist, die Gefahr abzuwenden. 

§ 35  Entschuldigender Notstand

(1)  Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben, Leib 
oder Freiheit eine rechtswidrige Tat begeht, um die Gefahr von sich, einem Angehöri-
gen oder einer anderen ihm nahestehenden Person abzuwenden, handelt ohne Schuld. 
Dies gilt nicht, soweit dem Täter nach den Umständen, namentlich weil er die Ge-
fahr selbst verursacht hat oder weil er in einem besonderen Rechtsverhältnis stand, 
zugemutet werden konnte, die Gefahr hinzunehmen; jedoch kann die Strafe nach 
§ 49 Abs. 1 gemildert werden, wenn der Täter nicht mit Rücksicht auf ein besonderes 
Rechtsverhältnis die Gefahr hinzunehmen hatte. 

(2)  Nimmt der Täter bei Begehung der Tat irrig Umstände an, welche ihn nach Ab-
satz 1 entschuldigen würden, so wird er nur dann bestraft, wenn er den Irrtum vermei-
den konnte. Die Strafe ist nach § 49 Abs. 1 zu mildern. 

§ 77  Antragsberechtigte

(1)  Ist die Tat nur auf Antrag verfolgbar, so kann, soweit das Gesetz nichts anderes 
bestimmt, der Verletzte den Antrag stellen. 

(2)  Stirbt der Verletzte, so geht sein Antragsrecht in den Fällen, die das Gesetz be-
stimmt, auf den Ehegatten, den Lebenspartner und die Kinder über. Hat der Verletzte 
weder einen Ehegatten, oder einen Lebenspartner noch Kinder hinterlassen oder sind 
sie vor Ablauf der Antragsfrist gestorben, so geht das Antragsrecht auf die Eltern und, 
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